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LangeZeit wurde der
Hochwasserschutzin

Luxemburgvernachlässigt.
EinevomInnenministerium
in Auftrag gegebene Studie
definiert den Schutzvor den

Flutenvor allemnach
wirtschaftlichen Kriterien.

Pumpen, pumpen, pumpen -
solautet die Devise der Einsatz-
kommandos: Nachdem sintflut-
artige Regenfälle das Rhône-Del-
ta in ein gigantisches Über-
schwemmungsgebiet verwan-
delt haben, sindin demsüdfran-
zösischen Katastrophengebiet
tausende Rettungskräfte aktiv.
Zwischen den Bildern vomJahr-
hunderthochwasser an der Elbe
i mSommer 2002 und der Über-
schwemmung an der Rhône lie-
genrundanderthalbJahre. Wäh-
rend in Frankreich zunehmend
die Raffarin-Regierung kritisiert
wird, übt der Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland
(BUND) Kritik an den deutschen
Behörden: Die Vorbeugung ge-
gen künftiges Hochwasser lasse
zu wünschen übrig. Das geplan-
te Hochwasserschutzgesetz
schlummert derweil nochin der
Schublade.

"Im Hochwasserschutz
braucht man einen langen
Atem", weiß Mike Wagner von
der dem Innenministerium zu-
geordneten "Direction de la Ge-
stiondel'Eau" inLuxemburg. La-
deninhaber, Weinbaubetriebe
undHausbesitzer seienteilweise
heute noch mit der Schadensab-
wicklung der beiden verheeren-
den Hochwasserkatastrophen
an der Mosel von 1983 und 1993

beschäftigt. "In Luxemburg ist
lange nichts geschehen", sagt
Henri Kox, Sprecher von Déi
Gréng gegenüber der woxx.
Nachfragen bei den Verwaltun-
gen der am meisten betroffe-
nen Gemeinden haben dies be-
stätigt: Langfristige Schutzvor-
kehrungen, Fehlanzeige.
Erst als in Oberbillig auf der

anderen Seite der Mosel Maß-
nahmen ergriffen wurden, geriet
die luxemburgische Regierung
unter Zugzwang. "Seit 2001 ist
der Hochwasserschutz i m
Staatshaushalt vorgesehen", be-
tont Gust Stefanetti, Bürgermeis-
ter von Wasserbillig. Die deut-
schen Nachbarn in Oberbillig
hattenEndeder 90erJahreeinen
Damm sowie mobile Elemente
zumSchutz der Ortschaft ange-
bracht. Der Druckaus der Bevöl-
kerung hatte inzwischen zuge-
nommen, bestätigt Kox. "Das wa-
ren weniger die Einheimischen
als die Zugezogenen", stellt der
Grünen-Sprecher fest. Denn die
Mentalität der Alt-Eingesesse-
nensei bereits vomHochwasser
geprägt, meint er. "Das gehört zu
ihremLeben."
Doch welche Maßnahmeneig-

nensichambestenzumSchutz?
Und vor allem: Welche sind be-
zahlbar? Längst hat die wirt-
schaftliche Bewertung von ge-
plantenVorkehrungenEinzuger-
halten. "Hochwasserschutz ist
teuer", heißt es in einer Presse-
mitteilung des Innenministeri-
ums. Die luxemburgische Regie-
rung beauftragte i m vergange-
nen Jahr das Ingenieurbüro Hy-
drotec in Aachen sowie das
Schweizer Unternehmen Ernst
Basler undPartner mit einer Stu-
die zum Hochwasserschutz an
der Mosel. Die Ingenieure erar-
beiteten für sieben Gemein-
den auf der luxemburgischen
Seite des Flusses verschiedene
Schutzkonzepte und berechne-
ten deren Kosten, Nutzen und
Auswirkungen. Dazu wurdenins-
gesamt 1.294 Einzelobjekte und
betroffene Flächen erfasst und
Schadensberichte ausgewertet.
Die Ergebnisse wurdenEnde No-
vember präsentiert. Eineendgül-
tige Fassung der Studie soll spä-
testens in zwei Wochen vorlie-
gen.
Die Untersuchung unter dem

Titel "Hochwasserschutz für die
Gemeinden an der Mosel" sei an
die jeweilige örtliche Situation
angepasst, erklärt Mike Wagner.
Für alle 13 Ortschaften der Ge-
meindenhabe maninsgesamt 41
Lösungsverfahren entwickelt.
Dabei müssten die Kosten für
die Schutzmaßnahmenin einem
angemessenen Verhältnis zuden
vermiedenen Schäden stehen,
erklärt der Regierungsrat, sonst
sollte über andere Lösungen
nachgedacht werden. Mit der
Studie wurde auch der mögliche
Gesamtschaden für die luxem-
burgischen Moselanrainer ermit-
telt: Würde heute ein Hochwas-
ser wie 1983 auftreten, müsste
mit Schäden von rund 38,6 Mil-
lionenEurogerechnet werden.
"Der Ruf der Gemeinden nach

Hochwasserschutz, wirdlauter",

sagt Wagner. So werdenzumBei-
spiel in Wasserbillig erste Pläne
dem Gemeinderat vorgelegt.
"Doch Detailplänesinddas noch
nicht", schränkt Bürgermeister
Stefanetti ein. Den Anrainer-Ge-
meindender Mosel fehlt es näm-
lich an Geld für den Hochwas-
serschutz. Die Kosten dafür
trägt in Luxemburg zur Hälfte
der Staat, für die andere Hälfte
müssen die Kommunen selbst
aufkommen. Im benachbarten
Rheinland-Pfalz hingegen über-
ni mmt das Bundeslandfür Maß-
nahmen an größeren Flüssen 90
Prozent der Kosten.

Große und kleine
Lösungen
Einen effizienteren Hochwas-

serschutz als bisher verspricht
die Studie der beidenIngenieur-
büros aus Aachen und Bern. Da-
bei unterscheiden die Experten
zwei Varianten des Hochwasser-
schutzes: eine weniger aufwän-
dige Minimalvariante, die vor al-
lemden Schutz der Einzelobjek-
te vorsieht, sowie eine, bei der
ganze Ortsteile durch Deiche,
Mauernoder mobileSystemege-
schützt werden. Letztere sei
aber nurinvier Gemeinden- Re-
mich, Wasserbillig, Ehnen und
Bech-Kleinmacher- sinnvoll. Als
"kleineLösung" schlagendiePla-
ner denSchutz einzelner Gebäu-
de vor, indemzum Beispiel ein
Haus bei mEintreffen des Hoch-
wassers mit Flusswasser geflu-
tet und dabei zwischen Einfluss
und Keller ein Filter angebracht
wird, um den Schlammzurück-
zuhalten. "Auf den ersten Blick
widersinnig, aber aucheinleuch-
tend", meint René Sertznig von
der Gemeinde Grevenmacher
schmunzelnd, "ich habe noch
niemanden gesehen, der sein
Hausfreiwilligflutenlässt."
Neuen Ansporn dürfte der lu-

xemburgische Hochwasser-
schutz vor allemaus Brüssel be-
kommen: Etwa 6,8 Millionen Eu-
ro soll nach den Worten Mike
Wagners die Einrichtung einer
IT-Zentrale inklusive der Kartie-
rung von Überschwemmungsge-
biete kosten. Die Europäische
Union hat dafür bereits Subven-
tionen bewilligt. Zwischen
Deutschland, FrankreichundLu-
xemburg gibt es seit 1985 mit
der Schaffung der Internationa-
len Arbeitsgruppe"Hochwasser-
schutz an Mosel und Saar" eine
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit. Durch die Zusam-
menarbeit der Meldezentralenin
Trier, Grevenmacher und Metz
kannein Hochwasser bereits ein
bis zwei Tage vorausgesagt wer-
den. Die Umweltminister unter-
zeichneten 1995 eine gemeinsa-
me Erklärung und beauftragten
die Internationalen Kommissio-
nenzumSchutze von Mosel und
Saar gegen Verunreinigung
(IKSMS) mit der Aufstellung ei-
nes Aktionsplans.
Zu denSchwerpunkten dieses

Plans gehört die Erhöhung des
Wasserrückhaltes und die Aus-
weisung von Überflutungsgebie-
te. Letztere zählen nach den
Worten von BUND-Pressespre-
cher Rüdiger Rosenthal "zu den
wirksamsten Maßnahmen des
Hochwasserschutzes". Für den,
so der Naturschützer gegenüber
der woxx, reichten rein wirt-
schaftliche Argumente allein
nicht aus. Und wennerst einmal
gepumpt werden muss, erst
recht nicht mehr.

StefanKunzmann

Budget: Same procedure...
Das wirtschaftspolitische Motto der Regierung laute:
Raus aus der Souveränitätsnische, rei n i n die Kompe-
tenznische, so l obte CSV-Frakti onschef Lucien Weiler
am Dienstag i n der Chamber die Diversifizierungspolitik
sei ne Koaliti on. Als erster Diskussi onsredner i n den vo-
ri ge Woche lancierten Haushaltsdebatten versuchte er
gleich zu Beginn, sei nen politischen Gegnern den Wind
aus den Segel n zu nehmen. Und brachte als Beispiel die
drei ßi g Arbeitsplätze, die die Niederlassung von Ama-
zon i n Luxemburg gebracht habe. Kei n sehr gutes Bei-
spiel, da die neue Nische, welche die Regierung da ent-
wickel n will, nicht sehr arbeitsi ntensiv ist - und zudem
wie so oft auf ei ner Politik der steuerlichen Vergünsti-
gungen aufbaut. Zumindest mit dem Thema lag Weiler
richti g. Wirtschaftsentwickl ung und Arbeitsl osigkeit,
und hier vor allemder angekündigte massive Stellenab-
bau bei Villeroy und CEPAL, durchliefen als roter Faden
die 21 anschließenden Redebeiträge. Der LSAP-Abge-
ordnete Jeannot Krecké sprach von ei nem"Déphasage"
der Regierung auch i n puncto Arbeitsl osigkeit: Die Re-
gierung hätte schon viel früher die Zeichen der Zeit er-
kennen und konkrete Maßnahmen ergreifen sollen -
mittlerweile komme bei m Arbeitsamt ei n Vermittler auf
500 Arbeitssuchende. Francois Bausch, Sprecher der
grünen Fraktion, kritisierte den Vorschlag von Bericht-
erstatter Jean-Marie Halsdorf (CSV) zum Haushalt, i m
klassischen I ndustriebereich nach neuen Firmen zu su-
chen. Angesichts des i nternationalen Lohngefälles sei
es völli g unrealistisch, derlei Hoffnungen zu hegen. Lu-
xemburg solle sich "op dat wat mer kënnen" besi nnen
und neue Ansätze i m Bankensektor sowie bei den neu-
en Technologien entwickel n. Er forderte zudem die Ei n-
berufung ei ner Tri partite für den Eisenbahnsektor, i n
dem sich ebenfalls Krisenzeichen mehrten. Wie auch
Gast Gybérien vom ADR kritisierten die bei den Opposi-
ti onsredner die Haltung der CSV-DP-Regierung i n Sa-
chen Budget-Defizit als Manöver, das Budgetdefizit zu
kaschieren. Für Serge Urbany von Déi Lénk waren die
stei genden Arbeitsl osenzahlen ei n I ndiz dafür, dass die
Sozial politik der Regierung ei n Desaster ist. Kurzum:
Alle sagten mal wieder, was von ihnen erwartet wurde.

Letzte Hoffnung Brüssel
Der Export der still gelegten Hanauer Pl utoni umfabrik
nach China schei nt kaum noch zu verhi ndern zu sei n.
Dies berichtete gestern die Berli ner "tageszeitung". Da-
ran könnte auch ei ne Aufsicht der I nternationalen
Atombehörde (I AEO) nichts mehr ändern. Denn China
habe der Kontrolle bereits drei mal zugesagt, hieß es i n
dem Zeitungsbericht. "I ch weiß nicht, was solche Kon-
trollen vor Ort bewirken sollen", wird zudem der I AEO-
Sprecher Mark Gwozdecky in der "Fi nancial Ti mes
Deutschland" zitiert. Damit wäre ei ne der letzten Hoff-
nungen der GegnerI nnen ei nes Export der Atomfabrik
zerstoben. Oder doch nicht? Denn der von Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder mit Peki ng ausgehandelte Deal
beschäfti gt jetzt auch die Europäische Uni on. Der "Berli-
ner Zeitung" zufol ge will die EU-Kommissi on überprü-
fen, ob das Atom-Geschäft gegen die Ausfuhrregel n der
EU verstößt. Diese sehen vor, dass der Export militä-
risch nutzbarer Güter ei ner Genehmigungspflicht unter-
liegt. Der Verkauf der Hanauer Anlage sei unzulässig,
teilten auch die Grünen i mEuropaparlament mit.
Unterdessen verkündete der Staatssekretär i m Wirt-
schaftsministeri um, Ditmar Staffelt (SPD), i n Berli n ge-
genüber der Presse ei nen bal di gen Abschl uss der Ver-
handl ungen mit Chi na. Die Gegner des Atomgeschäfts
können also nur noch auf ei n Veto aus Brüssel hoffen.

Mouvement ermahnt Regierung
Ein tiefer Graben zwischen Anspruch und Wirklichkeit,
bilanziert der Mouvement écologique die Politik der Re-
gierung i n Sachen Nachhalti gkeit. Als unei ngeschränkt
positiv wird nur die Unterstützung der erneuerbaren
Energien ei ngestuft. Das hi ndert den Mouvement nicht
daran, der Regierung für die verblei benden sechs Mo-
nate i nsgesamt 14 gute Vorsätze zu unterbreiten, von
der I nkraftsetzung der Aarhus-Konventi on bis zur Um-
setzung der Wasserrahmenrichtli nie.
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Mit demRechner
gegen die Flut

Landunter an der Mosel: Wann kommt die nächste Flut?
(Foto: Direction dela Gestion del'Eau)


